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I. Einführung: 
Was bedeutet
Krimmigration/Crimmigration?



„Crimmigration“/ 
„Krimmigration“

• Verschmelzung von Kriminalitäts- mit 
Migrationskontrolle

• Verschmelzung, Verschränkung, Verflechtung der 
Idee nach getrennter Rechtsgebiete

• Strafrecht und Migrationsrecht

• Krimmigration nimmt Bezug auf das deutsche Recht

• Zum Nachteil der Betroffenen wird 
verfahrensrechtlich zwischen den Rechtsgebieten 
hin- und hergesprungen

• Verpuzzelung der Rechtsgebiete 



Beispiele für Krimmigration in aktueller 
Politik und Gesetzgebung

• Gleichsetzung von Kriminalität/Terrorismus mit Migration: 
Forderung nach Zurückweisungen an der Grenze (z.B. nach Messeranschlag Solingen 2024)

• Forderung nach zeitlich unbefristetem „Ausreisearrest“ für “Gefährder“ und „Straftäter“ 
auch nach Strafvollzug 

- 27.02.2024 in § 62b AufenthG von 10 auf 28 Tage Maximum erhöht

- 27.02.2024 Höchstdauer der Abschiebungshaft bei Unmöglichkeit der 
Abschiebung aus nicht zu vertretenden Gründen von 3 auf 6 Monate erhöht

- Seit 29.07.2017 über die Frist hinaus (bis 18 Monate) möglich „bei einem 
Ausländer, von dem eine erhebliche Gefahr für Leib und Leben Dritter oder 
bedeutende Rechtsgüter der inneren Sicherheit ausgeht“.

- Abschiebungshaft bei „gefährlichen Personen“ auch im Justizvollzug möglich



Krimmigration I:
Inkorporation strafrechtlicher Elemente in das Migrationsrecht

• Kriminalisierung von Migration und die Allgegenwart der Grenze 

• Gefängnisartige Zwangsunterbringung im Migrationsrecht 
(Abschiebungshaft)

• Einsatz strafprozessualer Interventionsinstrumente im Migrationsrecht
(ED-Behandlung; Handyauswertung, Durchsuchung etc.)

• Abschiebung und Rechtsschutzabbau bezüglich ‘Gefährdern‘ (Pre-Crime)



Krimmigration II: 
Inkorporation von Elementen der Migrationskontrolle in 
das Straf(tatverdachtsfolgen)recht

• Ausweisung wegen Straftaten: eine gastrechtliche Zusatzbestrafung 

• Abschiebung in die Duldung und Statusverluste 

• Abschiebung und Einreisesperre

• Das prozessual abweichende Straftatverdachtsfolgenrecht für 
Drittstaatsangehörige 

• Nichtdeutsche Gefangene im Straf- und Maßregelvollzug: ‚Abwartevollzug‘



Migrationsrecht

Strafrecht

Straftat (Verurteilung 
oder bloßer Verdacht)

Drohende Abschiebung,
Ausweisung,
Abschiebung oder
Abschiebung in die Duldung
„Ausweisung aus dem Recht“

Ungewissheit und latente Abschiebbarkeit



Strafrecht Migrationsrecht

Unschuldsvermutung Verdacht auf Grundlage bestimmter
Tatsachen

Schweigerecht Mitwirkungspflicht

Präventiv ausgerichtete Eingriffe
(Maßregeln) brauchen
Sachverständigengutachten

“Anderer Prognosemaßstab” 
(welcher??) 
Kein Gutachten trotz angeblich primär
präventiver Begründung

Begrenzung der Prävention durch das 
Schuldprinzip

Unbegrenzte Prävention?

Vergleich prozessualer Standards im Straf- versus 
Migrationsrecht (exemplarisch)



II. Ausweisung etc. und die Folgen



Unterschied Ausweisung – Abschiebung

Abschiebung
• Reales Außerlandesbringen
• Rechtswirkung: Abwesenheit 

vom Bundesgebiet
• Einreisesperre beginnt
• Gegenmaßnahmen: 

Aussetzung der Abschiebung 
(= Duldung)

Ausweisung
• Verwaltungsakt/Bescheid 
• Regelmäßig verknüpft mit 

Abschiebungsandrohung
• Rechtswirkung: Erlöschen 

eines ggf. vorhandenen 
Aufenthaltstitels

• Gegenmaßnahmen: 
Rechtsschutz (wenn auch 
unzureichend)



Unterschied Aufenthaltstitel-Duldung

Aufenthaltstitel

• Berechtigt zum Aufenthalt in 
Deutschland, befristet und 
zweckgebunden (s. diverse 
Formen der Aufenthaltserlaubnis) 
oder unbefristet und unabhängig 
von einem konkreten 
Aufenthaltszweck (s. 
Niederlassungserlaubnis)

• Erlischt bei Ausweisung

Duldung

• Aussetzung der Abschiebung aus 
rechtlichen oder tatsächlichen 
Gründen (§ 60a Abs. 2 S. 1 
AufenthG)

• Kann nach einer Ausweisung der 
Abschiebung entgegenstehen

• Umgekehrt bedarf es für eine 
Abschiebung keiner Ausweisung, 
sondern nur eines Wegfalls der 
Duldungsgründe



Besonders schwerwiegendes Ausweisungsinteresse
(§ 54 Abs. 1 AufenthG) 

z.B. bei:
- Verurteilung zu mind. 2 Jahren Freiheits- oder Jugendstrafe oder 

SV/§63 StGB, allgemein bei vorsätzlichen Taten
- zu mind. einem Jahr - einschließlich Bewährungsstrafen – bei 

bestimmten und sehr vielen verbreiteten Delikten
- auch Sozialversicherungsbetrug und BtM-Delikte
Seit 31.10.2024 auch (§ 54 Abs. 1 Nr. 1d AufenthG) bei 
Freiheitsstrafe von 
mind. sechs Monaten (auch mit Bewährung!) bei Taten gegen 
Leben, sex. Selbstbestimmung, Raub- und Widerstandsdelikten 
etc. „sofern die Straftat unter Verwendung einer Waffe oder eines 
anderen gefährlichen Werkzeugs begangen worden ist“



Schwerwiegendes Ausweisungsinteresse
(§ 54 Abs. 2 AufenthG)

- bei jedem Verstoß gegen § 29 Abs. 1 S. 1 BtMG 
(keine Verurteilung nötig)

- bei Konsum best. BtM und mangelnder Therapiebereitschaft oder

- bei nicht nur vereinzelten oder geringfügigen Verstoß gegen 
Rechtsvorschriften (!)



Unterbringung nach § 63 StGB als besonders 
schwerwiegendes Ausweisungsinteresse 

…wegen einer oder mehrerer vorsätzlicher Straftaten rechtskräftig zu 
einer Freiheits- oder Jugendstrafe von mindestens zwei Jahren 
verurteilt worden ist oder bei der letzten rechtskräftigen 
Verurteilung Sicherungsverwahrung oder die Unterbringung in 
einem psychiatrischen Krankenhaus nach § 63 des 
Strafgesetzbuches angeordnet worden ist.

In Kraft seit 16.05.2024, vorher nur unter nicht nur vereinzelten 
oder geringfügigen Verstoß subsumierbar

https://dejure.org/gesetze/StGB/63.html


Ausweisung ist (angeblich) keine Strafe

BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 5. März 2001 – 2 BvR 2450/99 –, juris 

Aber: 
Zweck ist Spezialprävention und Generalprävention, es fehlt nur die Limitierung durch das Schuldprinzip



Grobe Widersprüche zwischen Straf- und Aufenthaltsrecht 
betreffend Bewährung

• Teilweise soll ein Ausweisungsinteresse auch bei zur Bewährung 
ausgesetzten Strafen gegeben sein, obwohl die Aussetzung zur 
Bewährung eine günstige Prognose voraussetzt

• Auch bei Reststrafenaussetzung zur Bewährung kann eine Ausweisung 
und Abschiebung nach § 456a StPO bzw. nach der Entlassung erfolgen

• Ausweisung gilt rechtlich als etwas ganz anderes als Strafe 
(Gefahrenabwehr), tatsächlich ist sie eine gastrechtlich geprägte 
Zusatzbestrafung bei Straftaten oder Straftatverdacht für 
Drittstaatsangehörige (etwas höhere Schwelle bei EU-
Freizügigkeitsberechtigten und türkischen Arbeitnehmer:innen und 
deren Nachfahren)



Bundesverfassungsgericht zum Verhältnis von 
Aufenthaltsrecht und Strafvollstreckungsrecht

„Haben [..] die Strafgerichte die Strafe oder den Strafrest zur 
Bewährung ausgesetzt, so hat dies Indizwirkung für das Fehlen einer 
Wiederholungsgefahr. Kommen Ausländerbehörden und 
Verwaltungsgerichte im Rahmen der ihnen obliegenden 
aufenthaltsrechtlichen Prognose zu einer von dieser Indizwirkung 
abweichenden Einschätzung der Wiederholungsgefahr, bedarf es 
hierfür einer substantiierten Begründung.“

(BVerfG, Stattgebender Kammerbeschluss vom 18. April 2024 – 2 
BvR 29/24 –, juris)



Bundesverfassungsgericht zur Prognose bei einmaliger BtM-Tat

„Dabei kann bereits eine einmalige Betäubungsmittelstraftat angesichts der mit 
einem solchen Verhalten regelmäßig verbundenen erheblichen kriminellen Energie 
einen solchen Anhaltspunkt für neue Verfehlungen des Betroffenen begründen. Es ist 
von Verfassungs wegen daher grundsätzlich nicht zu beanstanden, wenn in diesen 
Fällen die für eine spezialpräventive Ausweisung erforderliche Wiederholungsgefahr 
angenommen wird.

[…]

Demgegenüber ist es im Rahmen der verfassungsrechtlich gebotenen Abwägung 
nicht ausreichend, wenn die Fachgerichte bei Betäubungsmittelstraftaten in 
jedem Fall ohne Weiteres auf die Gefährdung höchster Gemeinwohlgüter und 
auf eine kaum widerlegliche Rückfallgefahr schließen. Vielmehr sind der 
konkrete, der Verurteilung zugrundeliegende Sachverhalt ebenso zu 
berücksichtigen wie das Nachtatverhalten und der Verlauf von Haft und 
Therapie. Ein allgemeines Erfahrungswissen darf nicht zu einer schematischen 
Gesetzesanwendung führen, die die im Einzelfall für den Ausländer 
sprechenden Umstände ausblendet“

(BVerfG, Stattgebender Kammerbeschluss vom 18. April 2024 – 2 BvR 29/24 –, Rn. 23, 
juris)



Eingeschränkter Rechtsschutz im Ausweisungsverfahren

§ 84 Abs. 2 AufenthG:

„Widerspruch und Klage lassen unbeschadet ihrer aufschiebenden Wirkung die 
Wirksamkeit der Ausweisung und eines sonstigen Verwaltungsaktes, der die 
Rechtmäßigkeit des Aufenthalts beendet, unberührt.“ (Ausnahme: Arbeit)



Folgen eines Ausweisungsverfahrens

• Alle Folgen treten bereits durch die Ausweisungsverfügung selbst 
ein, außer Abschiebung und Arbeitserlaubnis

• Erlöschen eines Aufenthaltstitels, Duldung mit allen bekannten 
Nachteilen

• Anordnung sofortiger Vollziehbarkeit als Regel, dann auch 
Abschiebung

• Crimmigration: “the process is the punishment“



Weitere Folgen von Ausweisung und Abschiebung

Einreise- und Aufenthaltsverbot (§ 11 AufenthG)
- Frist soll zehn Jahre nicht überschreiten, wenn aufgrund strafrechtlicher 
Verurteilung

- „Die Befristung kann zur Abwehr einer Gefahr für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung mit einer Bedingung versehen werden, insbesondere einer 
nachweislichen Straf- oder Drogenfreiheit. Tritt die Bedingung bis zum Ablauf 
der Frist nicht ein, gilt eine von Amts wegen zusammen mit der Befristung nach 
Satz 5 angeordnete längere Befristung.“ (§ 11 Abs. 2 S. 5 und 6 AufenthG)

- „Ergänzende Vorbereitungshaft“ bei Wiedereinreise trotz Sperre nach 
Asylantrag (§ 62c AufenthG)

- N.b.: Auch nach abgelaufener Sperre kein Recht zur Einreise 
(Visumverfahren) und bei Abschiebung nach § 456a StPO aus der Haft folgt 
Restvollstreckung



Räumliche Beschränkung des Aufenthalts möglich

Eine räumliche Beschränkung des Aufenthalts eines vollziehbar 
ausreisepflichtigen Ausländers kann unabhängig von den Absätzen 1 bis 1b 
angeordnet werden, wenn

1. der Ausländer wegen einer Straftat, mit Ausnahme solcher Straftaten, 
deren Tatbestand nur von Ausländern verwirklicht werden kann, 
rechtskräftig verurteilt worden ist,

2. Tatsachen die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass der Ausländer gegen 
Vorschriften des Betäubungsmittelgesetzes verstoßen hat, oder

3. konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung gegen den Ausländer 
bevorstehen.



Abschiebung in die Duldung

• Wenn keine Abschiebung möglich, folgt aber Statusverlust in allen 

Lebensbereichen

• Sozialleistungen, medizinische Versorgung

• Eventuell Beschäftigungsverbot

• Keine Aus- und Wiedereinreise möglich

• Räumliche Beschränkungen

• Vor allem ist ständige Abschiebbarkeit gegeben

• Dient dies der Kriminalprävention?



III. Rückkehr in einen 
Aufenthaltstitel
oder erstmaliger Erwerb eines solchen



Humanitäre Aufenthaltstitel und für Erwerbstätigkeit

• § 25 Abs. 5 AufenthG (AT für langfristig Geduldete): von 
Ausweisungsinteresse kann abgesehen werden (§ 5 Abs. 3 S. 2 AufenthG)

• § 25a AufenthG (gut integrierte Jugendliche/junge Volljährige): 
ausgeschlossen bei Verurteilung wegen vorsätzlicher Tat, Gegenausnahme 
nur bei bis zu 50 Tagessätzen bzw. 90 bei ausländerspezifischen Delikten 
(§ 25a Abs. 3 AufenthG)

• § 19d AufenthG (qualifizierte Geduldete für Beschäftigung), ebenso wie bei 
§ 25a AufenthG  (§ 19d Abs. 1 Nr. 7 AufenthG), und schon bei der 
Ausbildungsduldung (§ 60c Abs. 2 Nr. 4 AufenthG)

• § 25b AufenthG (nachhaltige Integration): ist zu versagen, wenn „ein 
Ausweisungsinteresse im Sinne von § 54 Absatz 1 oder Absatz 2 Nummer 1 
und 2 besteht“

• Strafrecht: Reintegration; AufentR: Straftaten schließen Integration aus



Antrag auf Aufenthaltserlaubnis

• Fehlen eines „Ausweisungsinteresses“ (§ 54 AufenthG) als 
allgemeine Regelerteilungsvoraussetzung für Aufenthaltstitel (§ 5 
Abs. 1 Nr. 2 AufenthG)

• Anders als bei der Ausweisungsentscheidung: Keine Abwägung 
mit Bleibeinteressen(§ 55 AufenthG)

• Achtung: selbst dann relevant, wenn gar keine Ausweisung erfolgt 
ist, aber der Aufenthaltstitel abläuft

• Auch generalpräventives Ausweisungsinteresse 
berücksichtigungsfähig



Keine Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft

Neuregelung seit 31.10.2024

Von der Zuerkennung ist abzusehen, unter anderem, wenn, „der Ausländer“

„eine Gefahr für die Allgemeinheit bedeutet, weil er wegen eines Verbrechens 
oder besonders schweren Vergehens rechtskräftig zu einer Freiheits- oder 
Jugendstrafe von mindestens drei Jahren verurteilt worden ist.“ (§ 60 Abs. 8 Nr. 3 
AufenthG)

Soll abgesehen werden, u.a. bei Verurteilung zu mind. zwei Jahren wegen 
§ 177 StGB; oder Tat mit Gewalt, Drohung mit Gefahr für Leib/Leben oder mit 
List oder mit Beweggründen nach § 46 Abs. 2 S. 2 StGB (§ 60 Abs. 8a AufenthG)

Kann abgesehen werden, bei Verurteilung zu mindestens einem Jahr 
wegen Delikten entspr. Abs. 8a (§ 60 Abs. 8b AufenthG)

Abschiebungsandrohung und –durchführung (!) auch schon im Asylverfahren 
möglich (§ 60 Abs. 9 AufenthG)

Aber: jeweils sind Abschiebungshindernisse zu prüfen, bei Bestehen „nur“ 
Zurückstufung auf § 25 Abs. 3 AufentG (bei Straftat von “erheblicher 
Bedeutung“ ebenfalls ausgeschlossen, dann Duldung)



IV. Pre-Crime



Pre-Crime und Aufenthaltsrecht

•Zunehmende Orientierung des Strafrechts an Pre-
Crime (s. Minority-Report, P.K. Dick)

•Aufenthaltsrecht als Gefahrenabwehrrecht ist 
ohnehin Pre-Crime-Recht



Gefährderlogik und Rechtsschutz

• Seit 2017: § 58a AufenthG (Abschiebung von „Gefährdern“ mit 
Aufenthaltstitel) wird genutzt

• „Anderer Prognosemaßstab“, z.B. keine Gutachten

• Heute: Ausweisungen wegen „Unterstützung des Terrorismus“ 
aufgrund von Social Media-Posts und „Kontaktschuld“

• Ausweisung wirkt mit Ausnahme der Abschiebung auch bei 
erfolgreicher Inanspruchnahme von einstweiligem Rechtsschutz

• § 56 AufenthG ermöglicht weitgehende 
Überwachungsmaßnahmen, die dann auch weitergelten können



Eingeschränkte Verteidigungsmöglichkeiten in 
der Verschränkung der Rechtsgebiete

• Abschiebung ist aufgrund von bloßem Straftatverdacht möglich

• Einstellung des Strafverfahrens nach § 154b Abs. 3 StPO

• Kein Recht auf Wiedereintritt in das Strafverfahren

• Wiedereinreise nicht möglich, Visum wird wegen Strafverfahren 
abgelehnt



V. „Abwartevollzug“ bei 
nichtdeutschen Gefangenen



Grundrecht auf 
Resozialisierung

BVerfG: Art. 2 Abs. 1 iVm Art. 1 Abs. 1 GG

(st. Rspr. seit dem Lebach-Urteil Urt. v. 5.6.1973 – 
1 BvR 536/72)

Gilt für alle Gefangenen, unabhängig von der 
Staatsangehörigkeit

(BVerfG, Beschl. v. 10.10.2012 - 2 BvR 2025/12 -, 
insbes. Rn. 3, juris)

Zentrales Instrumentarium der Resozialisierung: 
Lockerungen/vollzugsöffnende Maßnahmen



Saarländisches 
Strafvollzugsgesetz

§ 38 Abs. 5 S. 1 Nr. 3 SLStVollzG: 

Lockerungen sind ausgeschlossen bei 
Gefangenen,

[…]

3.gegen die eine vollziehbare 
Ausweisungsverfügung für das Bundesgebiet 
besteht und die aus der Haft abgeschoben 
werden sollen



Erstes Buch 
Justizvollzugsgesetzbuch 
Sachsen-Anhalt

§ 45 Abs. 4 JVollzGB I LSA

(4) Für Lockerungen ist insbesondere der 
Strafgefangene oder der Jugendstrafgefangene 
ungeeignet,

[…]

4.gegen den ein Ausweisungs-, Auslieferungs-, 
Ermittlungs- oder Strafverfahren anhängig ist 



BVerfG: 

„Soweit die Vollzugsplankonferenz zudem davon ausgegangen ist, dass eine 
Missbrauchsgefahr der Gewährung von Vollzugslockerungen entgegenstehe, 
beschränkte sich dies auf eine pauschale Behauptung, die lediglich mit dem 
ausländerrechtlichen Status des Beschwerdeführersund die von ihm zu 
verbüßende Reststrafe begründet worden ist. 
Das Resozialisierungsgrundrecht erfordert jedoch, dass die Annahme einer 
Missbrauchsgefahr aufgrund einer Gesamtwürdigung der für und gegen den 
Beschwerdeführer sprechenden Umstände erfolgt, im Rahmen derer nähere 
Anhaltspunkte dargelegt werden müssen, die geeignet sind, die Prognose 
einer Flucht- oder Missbrauchsgefahr in der Person des Gefangenen zu 
konkretisieren (vgl. BVerfGE 64, 261 <277>; 70, 297 <312 ff.>)

(BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 31. Oktober 2019 – 2 BvR 1339/19 –, 
Rn. 3, juris)



Entlassung ohne 
Lockerungen bei 
rechtswidriger 
Versagung 
möglich

„Die Art und Weise, in der die Fachgerichte 
ihre Ablehnung an das Fehlen von 
Vollzugslockerungen knüpfen, ist 
verfassungsrechtlich nicht mehr vertretbar, 
da sie - ohne auf die konkrete Lage des 
Beschwerdeführers einzugehen - sich nicht 
bzw unzureichend mit der Frage 
auseinander setzen, ob die 
Vollzugsbehörde zu recht im Hinblick auf 
das anhängige Ausweisungsverfahren 
davon abgesehen hat, gemäß StVollzG § 15 
Lockerungen zur Entlassungsvorbereitung 
anzuordnen.“

(BVerfG, Stattgebender Kammerbeschluss 
vom 11. Juni 2002 – 2 BvR 461/02 –, juris)



Abschiebung 
aus der Haft 
(§ 456 a StPO)

• Vollstreckungsbehörde kann bei 
Abschiebung etc. von der (weiteren) 
Strafvollstreckung absehen

• Gesetz bestimmt keinerlei Zeitpunkt

• Bei Rückkehr wird die Vollstreckung 
nachgeholt, auch bei 
aufenthaltsrechtlich legaler

• Es kommt nicht auf einen Antrag oder 
eine Zustimmung des/der 
Gefangenen an



Konsequenz 
für 
Beurteilung 
im Vollzug

• Verweigerung von 
Lockerungen/vollzugsöffnenden 
Maßnahmen unter Hinweis auf 
drohende Abschiebung, 
Ausweisungsverfügung oder 
Ausweisungsverfahren 

• Wenn zusätzlich zum weiteren 
Strafvollzug noch 
aufenthaltsrechtliche Konsequenzen 
drohen, gilt die Fluchtgefahr als 
erhöht

• Man wisse ja auch noch gar nicht, in 
welche Gesellschaft man 
resozialisieren solle…

• „Abwartevollzug“



Vollzug und 
Aufenthaltsrecht

• Für die Ausweisungsentscheidung kommt es auf 

den Zeitpunkt der letzten mündlichen 

Verhandlung oder Tatsachenentscheidung an

• Zwar soll im Aufenthaltsrecht ein anderer 

Prognosemaßstab gelten als im Strafrecht, aber 

nur bei besserer Erkenntnislage (BVerfG, Beschl. 

v. 19.10.2016 – 2 BvR 1943/16)

• Aber das Verhalten im Vollzug ist wesentlicher 

Faktor (BVerwG, Urt. v. 15.1.2013 - 1 C 10/12 -

Rn. 19, juris)

• Verfassungsrechtlich bedenklich, wenn 

Vollzugsverhalten schlicht für unwesentlich 

gehalten wird 

(BVerfG, Stattgebender Kammerbeschluss vom 

25. August 2020 – 2 BvR 640/20 –, Rn. 30, juris)



Der vollzugs- und aufenthaltsrechtliche Verstärkerkreislauf

Kein 
dokumentiertes 

positives 
Vollzugsverhalten

Ausweisung wird 
verfügt

Resozialisierung 
wird noch 

unwahrscheinlicher

Ausweisung wird 
gerichtlich gehalten

Keine 
Resozialisierung



Behörden 
müssen sich 
entscheiden, 
ob 
Abschiebung

EGMR R./. BrD, Urt.  v. 
22.03.2012, 5123/07

Diskriminierung aufgrund der 
Staatsangehörigkeit bei Berufung 
auf bevorstehende 
Abschiebung/Ausweisung

§456 a StPO kann Ausgleich 
schaffen



Europaratsempfehlungen für 
ausländische Gefangene (Bsp.)

• Verbot der Diskriminierung in Hinblick auf die Möglichkeiten 
vorzeitiger Entlassung und Gebot, diese lediglich an der 
persönlichen Eignung für eine solche festzumachen (Nr. 36.1 
CM/Rec(2012)12). 

• Sicherstellen, dass die Haft sich nicht deswegen unangemessen 
verlängert, weil es Verzögerungen bei der Feststellung des 
aufenthaltsrechtlichen Status gibt (Nr. 36.2 CM/Rec(2012)12). 

• Empfehlungen Europarat für ausländische Gefangene CM Rec 
(2012) 12: Positive Maßnahmen zu treffen, um Diskriminierung 
entgegenzuwirken (Grundprinzip Nr. 7)

• Laut BVerfG, 2 BVR 1673/04, 31.05.2006, Rn. 63 Indiz für 
Verfassungsverstoß



Publikationen zum Thema:
• Graebsch, C. (1998): Ausweisung als Strafe oder: Das geteilte Dealerbild des Rechts. In: B. Paul & H. Schmidt-Semisch (Hrsg.): Drogendealer: Ansichten eines 

verrufenen Gewerbes. Freiburg im Breisgau, S. 109-123.

• Graebsch, C. (2007): Ausweisungsrecht heute: Ausschluss aus dem Recht vorbehalten? In: S. Dauks & E. Schöck-Quinteros (Hrsg.): Grund der Ausweisung: Lästiger 
Ausländer. Ausweisungen aus Bremen in den 1920er Jahren. Bremen, S. 139-142.

• Graebsch, C. (2007): Two in one? Die rechtliche Konstruktion der Prostitutionsmigrantin zwischen Täterin und Opfer. In: C. Künzel & G. Temme (Hrsg.): Täterinnen 
und/oder Opfer? Frauen in Gewaltstrukturen. Hamburg, S. 141-157.

• Graebsch, C. (2009): Der Gesetzgeber als gefährlicher Wiederholungstäter. Empirische Erkenntnis über Kriminalprävention und Kriminalprognose im Recht der 
Sicherungsverwahrung sowie bei der ausländerrechtlichen Ausweisung. In: H. E. Müller, G. M. Sander & H. Válkova (Hrsg.): Festschrift für Ulrich Eisenberg zum 70. 
Geburtstag. München, S. 725-740.

• Graebsch, C. (2011): Abgeschoben in die Duldung - Ausweisung aus dem Recht? Die zusätzlichen Folgen eines Straftatverdachts für Nicht-EU-BürgerInnen. In: A. 
Pilgram, L. Böllinger, M. Jasch, S. Krasmann, C. Prittwitz, H. Reinke, D. Rzepka (Hrsg): Einheitliches Recht für die Vielfalt der Kulturen? Strafrecht und Kriminologie in 
Zeiten transkultureller Gesellschaften und transnationalen Rechts. Münster, S. 315-330.

• Graebsch, C. (2011): Ausweisung - Doppelbestrafung für Ausländer. In: T. Müller-Heidelberg, U. Finckh, E. Steven, M. Pelzer, M. Heiming, M. Kutscha, R. Gössner, U. 
Engelfried & P. Hase (Hrsg.): Grundrechte-Report 2011. Berlin, S. 201-205.

• Graebsch, C. (2011): Punitivität im Aufenthaltsrecht für MigrantInnen - Eine Einschätzung aus juristischer Sicht. In: B. Dollinger & H. Schmidt-Semisch (Hrsg.): 
Gerechte Ausgrenzung? Wohlfahrtsproduktion und die neue Lust am Strafen. Wiesbaden, S. 281-296.

• Graebsch, C., Burkhardt, S.-U. (2017): Anmerkung der Einsendenden zur Entscheidung des BVerfG vom 24.7.2017 (2 BvR 1487/17). In: Informationsbrief 
Ausländerrecht, Heft 11/12, S. 436-437.

• Graebsch, C. (2019): „Krimmigration: Die Verwobenheit strafrechtlicher mit migrationsrechtlicher Kontrolle unter besonderer Berücksichtigung des Pre-Crime-Rechts 
für „Gefährder“ In: Kriminologie - Das Online-Journal, Jg. 1, Heft 1, S. 75-102. https://www.kriminologie.de/index.php/krimoj/article/view/9

• Graebsch, C. (2019): Rechtsgrundlagen: von bevormundendem Schutz, prekärem Erwachsenwerden und crimmigrant bodies. In: K. Nowacki & S. Remiorz (Hrsg.), 
Junge Geflüchtete in der Jugendhilfe. Chancen und Herausforderungen der Integration (S. 7-24). Wiesbaden: Springer VS.



• Graebsch, C.; von Borstel, M., Kämper, T. (2020): Aufenthaltsrechtliche Bearbeitung des „Wegweiser für Inhaftierte, Entlassene und deren Familien“, Hrsg: 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Straffälligenhilfe, das medienhaus, S. 1-206, insbesondere 22-29; 79-83. https://www.bag-s.de/materialien/wegweiser

• Graebsch, C. (2020): Krimmigration in der Verflechtung von Polizei- und Migrationsrecht. Pre-crime, ban-opticon und Präventivgewahrsam. In: Kriminologisches Journal Jg. 52, Heft 
2, S. 176-187.

• Graebsch, C. (2020): Krimmigration im deutschen Recht. In: Grafl et al. (Hrsg.), „Sag, wie hast du’s mit der Kriminologie?“ – Die Kriminologie im Gespräch mit ihren 
Nachbardisziplinen, Mönchengladbach: Verlag Godesberg, S. 697-714.

• Graebsch, C. (2021):„Crimmigration“ mit Blick auf junge geflüchtete Männer*. In: Jungenarbeit NRW (Hrsg.): Fokus Fachforen. Irgendwie hier! Flucht – Migration – Männlichkeiten, 
S. 6-9. Video: https://mediathek-jugendarbeit.de/crimmigration-mit-blick-auf-gefluechtete-junge-maenner/

• Althoff, M. & Graebsch, C. (2022): Crimmigration: die Verschmelzung von Kriminalität und Migration. In: Kriminologisches Journal 54. Jg., Heft 1, S. 3-15. 
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48447-crimmigration-die-verschmelzung-von-kriminalitaet-und-
migration.html

• Graebsch, C. (2022): Crimmigration and pre-crime in German law. Connecting the international debate to the German national (legal) context. In: Kriminologisches Journal 54. Jg., 
Heft 1, S. 16-35, Open Access: https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48449-crimmigration-and-pre-crime-in-
german-law.html

• Graebsch, C. (2022): Ausländische Gefangene, in: Feest, Johannes/ Lesting, Wolfgang/ Lindemann, Michael (Hrsg.): Strafvollzugsgesetze. Kommentar, 8. Auflage. Hürth: Carl 
Heymanns Verlag/Wolters Kluwer.)

• Graebsch, C. (2023): Resozialisierung bei nichtdeutscher Staatsangehörigkeit. In: Heinz Cornel, Christian Ghanem, Gabriele Kawamura-Reindl, Ineke Pruin (Hrsg.): Resozialisierung, 
Baden-Baden: Nomos-Verlag, S. 437-450.

• Graebsch, C. (2023): Abschiebungshaft zur Gefahrenabwehr. Vorbeugender Strafvollzug für Nichtdeutsche? In: Benjamin Derin et al. (Hrsg.), Grundrechte-Report. Zur Lage der 
Bürger- und Menschenrechte in Deutschland, Frankfurt am Main: S. Fischer Taschenbuch-Verlag, S. 55-58.

• Graebsch, C. (2024): Krimmigrationsrecht - Verflechtung (jugend-)strafrechtlicher mit migrationsrechtlicher Kontrolle, in: DVJJ (Hrsg.): Recht auf Jugend - 100 Jahre 
Jugendgerichtsgesetz, Dokumentation des 32. Deutschen Jugendgerichtstages vom 15. bis 18. September 2023 in Berlin, Mönchengladbach: Forum Verlag Godesberg, S. 197-209.

• Graebsch, C. (2024): Diskriminierung nichtdeutscher Gefangener und Haftentlassener. BAG-S Informationsdienst Straffälligenhilfe, Heft 1, S. 39-42

• Graebsch, C. (2025): Sprache und Zugang zum Recht für Gefangene. Verfahrensgerechtigkeit und Zugang zum Recht für Gefangene. In: Forum Strafvollzug, Heft 1, S. 17–20.

• Graebsch, C. (2025): Tägliche Gruppenvergewaltigungen durch Asylbewerber? Warum die Forderung nach evidenzbasierter Politik zu kurz greift. In: Strafverteidiger 6, S. I. ISSN 
0720-1605.

https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48447-crimmigration-die-verschmelzung-von-kriminalitaet-und-migration.html 
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48447-crimmigration-die-verschmelzung-von-kriminalitaet-und-migration.html 
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48447-crimmigration-die-verschmelzung-von-kriminalitaet-und-migration.html 
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48447-crimmigration-die-verschmelzung-von-kriminalitaet-und-migration.html 
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48447-crimmigration-die-verschmelzung-von-kriminalitaet-und-migration.html 
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48447-crimmigration-die-verschmelzung-von-kriminalitaet-und-migration.html 
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48447-crimmigration-die-verschmelzung-von-kriminalitaet-und-migration.html 
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48447-crimmigration-die-verschmelzung-von-kriminalitaet-und-migration.html 
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48447-crimmigration-die-verschmelzung-von-kriminalitaet-und-migration.html 
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48447-crimmigration-die-verschmelzung-von-kriminalitaet-und-migration.html 
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48447-crimmigration-die-verschmelzung-von-kriminalitaet-und-migration.html 
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48447-crimmigration-die-verschmelzung-von-kriminalitaet-und-migration.html 
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48447-crimmigration-die-verschmelzung-von-kriminalitaet-und-migration.html 
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48447-crimmigration-die-verschmelzung-von-kriminalitaet-und-migration.html 
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48447-crimmigration-die-verschmelzung-von-kriminalitaet-und-migration.html 
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48447-crimmigration-die-verschmelzung-von-kriminalitaet-und-migration.html 
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48449-crimmigration-and-pre-crime-in-german-law.html
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48449-crimmigration-and-pre-crime-in-german-law.html
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48449-crimmigration-and-pre-crime-in-german-law.html
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48449-crimmigration-and-pre-crime-in-german-law.html
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48449-crimmigration-and-pre-crime-in-german-law.html
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48449-crimmigration-and-pre-crime-in-german-law.html
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48449-crimmigration-and-pre-crime-in-german-law.html
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48449-crimmigration-and-pre-crime-in-german-law.html
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48449-crimmigration-and-pre-crime-in-german-law.html
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48449-crimmigration-and-pre-crime-in-german-law.html
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48449-crimmigration-and-pre-crime-in-german-law.html
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48449-crimmigration-and-pre-crime-in-german-law.html
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48449-crimmigration-and-pre-crime-in-german-law.html
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48449-crimmigration-and-pre-crime-in-german-law.html
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48449-crimmigration-and-pre-crime-in-german-law.html
https://www.beltz.de/fachmedien/erziehungswissenschaft/zeitschriften/kriminologisches_journal/artikel/48449-crimmigration-and-pre-crime-in-german-law.html

	Folie 1: Krimmigration Strafrecht und Migrationsrecht im Verstärkerkreislauf
	Folie 2: I. Einführung:  Was bedeutet Krimmigration/Crimmigration?
	Folie 3: „Crimmigration“/ „Krimmigration“
	Folie 4: Beispiele für Krimmigration in aktueller  Politik und Gesetzgebung
	Folie 5: Krimmigration I: Inkorporation strafrechtlicher Elemente in das Migrationsrecht 
	Folie 6: Krimmigration II:  Inkorporation von Elementen der Migrationskontrolle in das Straf(tatverdachtsfolgen)recht 
	Folie 7
	Folie 8
	Folie 9: II. Ausweisung etc. und die Folgen
	Folie 10: Unterschied Ausweisung – Abschiebung
	Folie 11: Unterschied Aufenthaltstitel-Duldung
	Folie 12:  Besonders schwerwiegendes Ausweisungsinteresse (§ 54 Abs. 1 AufenthG) 
	Folie 13: Schwerwiegendes Ausweisungsinteresse (§ 54 Abs. 2 AufenthG)
	Folie 14: Unterbringung nach § 63 StGB als besonders schwerwiegendes Ausweisungsinteresse 
	Folie 15: Ausweisung ist (angeblich) keine Strafe
	Folie 16: Grobe Widersprüche zwischen Straf- und Aufenthaltsrecht betreffend Bewährung
	Folie 17: Bundesverfassungsgericht zum Verhältnis von Aufenthaltsrecht und Strafvollstreckungsrecht
	Folie 18: Bundesverfassungsgericht zur Prognose bei einmaliger BtM-Tat
	Folie 19: Eingeschränkter Rechtsschutz im Ausweisungsverfahren 
	Folie 20: Folgen eines Ausweisungsverfahrens
	Folie 21: Weitere Folgen von Ausweisung und Abschiebung
	Folie 22: Räumliche Beschränkung des Aufenthalts möglich
	Folie 23: Abschiebung in die Duldung
	Folie 24: III. Rückkehr in einen Aufenthaltstitel oder erstmaliger Erwerb eines solchen
	Folie 25: Humanitäre Aufenthaltstitel und für Erwerbstätigkeit
	Folie 26: Antrag auf Aufenthaltserlaubnis
	Folie 27: Keine Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft
	Folie 28: IV. Pre-Crime
	Folie 29: Pre-Crime und Aufenthaltsrecht
	Folie 30: Gefährderlogik und Rechtsschutz
	Folie 31: Eingeschränkte Verteidigungsmöglichkeiten in der Verschränkung der Rechtsgebiete
	Folie 32: V. „Abwartevollzug“ bei nichtdeutschen Gefangenen
	Folie 33: Grundrecht auf Resozialisierung
	Folie 34: Saarländisches Strafvollzugsgesetz
	Folie 35:  Erstes Buch  Justizvollzugsgesetzbuch Sachsen-Anhalt 
	Folie 36: BVerfG: 
	Folie 37: Entlassung ohne Lockerungen bei rechtswidriger Versagung möglich
	Folie 38: Abschiebung aus der Haft  (§ 456 a StPO)
	Folie 39: Konsequenz für Beurteilung im Vollzug
	Folie 40: Vollzug und Aufenthaltsrecht
	Folie 41: Der vollzugs- und aufenthaltsrechtliche Verstärkerkreislauf
	Folie 42: Behörden müssen sich entscheiden, ob Abschiebung
	Folie 43: Europaratsempfehlungen für ausländische Gefangene (Bsp.)
	Folie 44: Publikationen zum Thema:
	Folie 45

